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			Sergio Massa tritt an

			Kandidaten für die Vorwahlen nominiert
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			Sergio Massa hat seinen Hut in den Ring geworfen. (Foto: tigre.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) – Nun herrscht Klarheit. Nach Wochen der Spekulationen lief am vorigen Sonnabend die Frist für die Wahlbündnisse ab, ihre Kandidaten für die Vorwahlen am 11. August (Sonntag) zu präsentieren. Mit besonderer Spannung erwartet wurden vor allem die Entscheidungen für die Provinz Buenos Aires, wo knapp 40 Prozent alles Stimmberechtigten leben.

			Eine der großen, bis zuletzt offenen Fragen war, wie der populäre Bürgermeister von Tigre, Sergio Massa, agieren werde. Kurz vor Fristende gab der einstige Kabinettschef von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, bekannt, dass er mit einer eigenen Liste, der „Erneuerungsfront“ (Frente Renovador), bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus antreten werde (siehe auch Meinung). 

			Der 42-jährige Massa gilt als Politiker mit großen Ambitionen. Politische Beobachter werten seine aktuelle Kandidatur als einen Schritt für eine eigene Präsidentschaftskandidatur in zwei Jahren. Zweiter Mann auf der Massa-Liste ist Darío Giustozzi, der Bürgermeister von Almirante Brown. 

			Massa, Mitglied der regierenden Gerechtigkeitspartei (PJ), gilt als gemäßigter Politiker. Er hat einerseits den totalen Bruch mit der Kirchner-Regierung vermieden. Andererseits hat er aber auch deutlich gemacht, dass er eine Verfassungsänderung mit dem Ziel, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner die Möglichkeit einer erneuten Wiederwahl zu gewähren, ablehnt.

			Im Blickpunkt des Interesses stand auch die Frage, wie sich Daniel Scioli verhalten werde. Nach langem Zögern erklärte Provinzgouverneur schließlich, dass er das linksperonistische Regierungsbündnis „Front für den Sieg“ (FpV) unterstützen werde. Diesem gehören neben der von General Perón gegründeten PJ noch mehrere kleinere Parteien an.

			Das Verhältnis zwischen Scioli und der Präsidentin gilt als belastet, spätestens seit der Gouverneur eigene Ambitionen für die Präsidentschaftswahlen 2015 angemeldet hatte (wir berichteten). Den offenen Bruch will Scioli, der auch interimsmäßiger Vorsitzender der PJ ist, aber offenbar vermeiden. Viel hat ihm sein Treuebekenntnis aktuell aber nicht eingebracht. Auf der FpV-Wahlliste taucht erst auf Platz 14 mit Provinzagrarminister Gustavo Arrieta ein Scioli-Gefolgsmann auf. 

			Die Liste der „Front für den Sieg“ in der Provinz Buenos Aires wird stattdessen angeführt von Martín Insaurralde, dem Bürgermeister von Lomas de Zamora. Auf den weiteren Plätzen folgen mit Juliana Di Tullio, der aktuellen FpV-Fraktionsvorsitzenden, und Verónica Magario aus La Matanza zwei Frauen. Bis zuletzt war auch über Kandidaturen von Sozialministerin Alicia Kirchner sowie von Innen- und Transportminister Florencio Randazzo in der Provinz spekuliert worden. Doch beide verzichteten. Kirchner machte bei den Überschwemmungen in La Plata eine unglückliche Figur. Randazzos Ansehen litt Schaden nach dem jüngsten Zugunglück von Castelar.

			Im Mitte-Links-Spektrum hat sich die „Progressive, bürgerliche und soziale Front“ gebildet, der unter anderen die Radikale Bürger Union (UCR) und die GEN-Partei der schweizstämmigen Margarita Stolbizer angehören. Letztere wird auch die Liste anführen. Auf den weiteren Plätzen folgen die Radikalen Ricardo Alfonsín und Héctor Gutierrez.

			Das Lager der abtrünnigen Peronisten ist mit dem Bündnis „Für Freiheit und Arbeit“ vertreten, das Francisco De Narváez anführt. Auf dieser Liste haben auch Gefolgsleute von Gewerkschaftsboss Hugo Moyano und Córdoba-Gouverneur José De La Sota Platz – Peronisten, die mit dem Kurs der (ebenfalls peronistischen) Kirchner-Regierung nicht einverstanden sind.

			Bei den Vorwahlen am 11. August kann ein Wahlbündnis eine oder mehrere Liste aufbieten, um so seine Kandidaten für die Wahlen am 27. Oktober zu ermitteln. Bei diesen werden dann 130 Mandate des Abgeordnetenhauses neu ermittelt, was der Hälfte aller Sitze entspricht. In acht der 24 Gliedstaaten werden zudem die Senatsposten neu vergeben. Wahlberechtigt sind landesweit mehr als 30 Millionen Argentinier.
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			Bergmann vs. Cabandié 

			Die Hauptstadt-Kandidaten / Peronistische Zwietracht in Córdoba

			Buenos Aires (AT/mc) - In der Hauptstadt, wo neben den Parlamentsmandaten auch Senatorenposten zu vergeben sind, geht die rechtskonservative Pro-Partei von Bürgermeister Mauricio Macri als Favoritin ins Rennen. Die Pro-Liste für das Abgeordnetenhaus wird angeführt von dem Rabbiner Sergio Bergmann und dem Stadtbankchef Federico Sturzenegger. Für den Senat kandidieren die einstige Vizebürgermeisterin Gabriela Michetti und Diego Santilli, der amtierende Stadtminister für öffentliche Räume.

			Die „Front für den Sieg“ will mit Juan Cabandié, gegenwärtig Abgeordneter im Stadtparlament, an der Spitze um Stimmen fürs Abgeordnetenhaus kämpfen. Auf Platz zwei folgt Liliana Mazure, die Chefin des nationalen Filminstituts INCAA. Die Senatsliste der FpV wird erneut von Daniel Filmus angeführt.

			Spannend wird es beim Mitte-Links-Bündnis UNEN. Hier wird es für beide Kongresskammern je drei verschiedene Listen gegeben. Die Sieger sollen das Bündnis dann bei den eigentlichen Wahlen am 27. Oktober vertreten. Dies entspricht auch am ehesten dem eigentlichen Sinn der Vorwahlen, die anderenfalls - bei jeweils nur einer Liste pro Bündnis – tatsächlich ja eher einer besseren Umfrage gleichkommen. Schließlich wird über die Mandatsvergabe erst im Oktober entschieden. Die UNEN-Listen für das Abgeordnetenhaus werden angeführt von Elisa Carrió / Fernando Sánchez, Ricardo Gil Lavedra / Humberto Tumini und Martín Lousteau / Adrián Ramos. Die Senatskandidaten sind Fernando „Pino“ Solanas / Fernanda Reyes, Alfonso Prat Gay / Victoria Donda sowie Rodolfo Terragno / Mabiel Bianco.

			In der Provinz Santa Fe gibt es im Kampf um Sitze im nationalen Abgeordnetenhaus zwei Favoriten: Die vom einstigen Präsidentschaftskandidaten Hermes Binner angeführten Sozialisten sowie die Pro-Partei mit dem Komiker Miguel Del Sel an der Spitze. Auf der Liste der FpV steht Ex-Gouverneur Jorge Obeid ganz oben.

			Etwas verwirrend ist die Situation in der Provinz Córdoba. Dort ist Peróns Gerechtigkeitspartei praktisch zweimal vertreten: Einmal in der „Front für den Sieg“. Unabhängig und organisatorisch getrennt davon tritt aber auch die Provinzgliederung der PJ mit einem eigenen Wahlvorschlag an. Dies ist Folge der Entfremdung zwischen Gouverneur De La Sota und der Na-tionalregierung. De La Sotas Spitzenmann für die anstehenden Wahlen ist Juan Schiaretti, der bis vor zwei Jahren selbst Gouverneur war und nun die lokale Liste der PJ anführt. Die K-Peronisten der FpV gehen stattdessen mit der einstigen Universitätsrektorin Carolina Scotto ins Rennen. Die Radikalen treten mit Oscar Aguad als Listenkopf an. Das Macri-Lager bietet Héctor Baldassi als Zugpferd auf.

			Wie in Córdoba gibt es auch in Santa Cruz, der Heimatprovinz von Néstor Kirchner, Disput unter den Peronisten. Auch dort hat sich mit Daniel Peralta ein peronistischer Gouverneur mit der Nationalregierung überworfen. Peraltas Spitzenkandidat für das Abgeordnetenhaus ist Alejandro Victoria. Er gilt als Favorit gegen Mauricio Gómez Bull, der die Liste des Kirchner-Lagers anführt.

			In Mendoza sehen die Umfragen die Radikalen mit Julio Cobos an der Spitze vorne. Letzterer war einst Vizepräsident von Cristina Kirchner, mit der er sich aber überwarf. Dennoch blieb er im Amt, was für das politische Kuriosum eines „oppositionellen Vizepräsidenten“ sorgte. Die Regierungsperonisten treten in Mendoza mit Spitzenkandidat Alejandro Abraham an.
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			Die Woche in Argentinien

			Empfang beim Papst

			[image: papst%20indianer26.jpg]

			Franziskus und Félix Díaz.

			Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hatte es kürzlich abgelehnt, Félix Díaz und andere Vertreter der indigenen Volksgruppen in der Casa Rosada zu empfangen (wir berichteten). Offene Türen fand der Anführer der Qom-Gemeinschaft „Frühling von Formosa“ indes im Vatikan vor. 45 Minuten nahm sich Papst Franziskus Zeit, um die Ansichten des indianischen Aktivisten kennenzulernen. An der Seite Díaz‘ waren dessen Frau Amanda Asijak sowie Nobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel und der für die indigenen Gemeinschaften in Formosa zuständige bischöfliche Vikar Francisco Nazar. Die Ureinwohner fordern Garantien, auf dem Land ihrer Vorväter bleiben zu können. Sie sehen ihre Existenz durch die Interessen multinationaler Großkonzerne bedroht, die das Land für gewinnträchtigen Soja-Anbau oder Bergbau-Projekte nutzen wollen. Ein besonderes Feindbild für Díaz und seine Mitstreiter ist Formosa-Gouverneur Gildo Insfrán, der den politischen Rückhalt der Präsidentin genießt. Papst Franziskus rief alle Konfliktparteien dazu auf, miteinander in Dialog zu treten. 

			Schulreform angestrebt

			Mehr Allgemeinbildung, weniger Spezialisierung. So lassen sich die Reformbestrebungen zusammenfassen, die derzeit für die Schulen der Sekundarstufe in der Hauptstadt diskutiert werden. Zudem soll eine größere Vereinheitlichung erreicht werden. Gibt es heute in Buenos Aires 158 verschiedene Lehrpläne, die oftmals zwischen 40 und 50 Jahre alt sind, so streben der nationale Bildungsrat (CFE) und das hauptstädtische Bildungsministerium eine Reduzierung auf nur noch zehn mögliche Schwerpunktsetzungen an: Sozialwissenschaften, Naturwissenschaften, Wirtschaft und Verwaltung, Sprachen, Landwirtschaft und Umwelt, Kommunikation, Informatik, Sport, Kunst und Tourismus. Die Vorschläge sollen in den Schulen selbst diskutiert werden. Bis November solle alles fertig und ausgearbeitet sein, erläutert Mercedes Miguel, die Leiterin der Planungsstelle im Bildungsministerium. So könne bereits im Schuljahr 2014 mit der Implementierung der Pläne begonnen werden. Die Abschaffung zahlreicher bisheriger Fächerzweige wird seitens des Ministeriums mit dem Hinweis begründet, dass heutzutage viel mehr Schulabsolventen zur Universität gingen als früher. Dort erfolge dann die weitere Spezialisierung. Die Reformbemühungen sind vor dem Hintergrund zu sehen, dass gegenwärtig nur 60 Prozent aller Schüler die Sekundärstufen in der Regelschulzeit beenden. Entsprechend hoch ist der Anteil der Sitzenbleiber und Schulabbrecher. Es ist also Handlungsbedarf geboten.

			Weinberg im Amt

			In früheren Jahren leitete Inés Weinberg de Roca die „Juristische Ecke“ im Argentinischen Tageblatt. Seit wenigen Tagen bekleidet die 64-Jährige als Richterin am Obersten Gerichtshof der Hauptstadt (TSJ) nun einen der wichtigsten Posten in der Judikative. Bei ihrem Amtsantritt erklärte die Juristin gegenüber der Zeitung „La Nación“, dass sie mit der von der Nationalregierung angestrebten Justizreform überhaupt nicht einverstanden sei. Die zuletzt vom Obersten Gerichtshof der Nation gestoppte Volkswahl der Richterratsmitglieder sei viel zu sehr parteipolitisch angelegt. Da sei es besser, zur Verfassung von 1953 zurückzukehren, nach der das Staatsoberhaupt gemeinsam mit dem Senat die Richterratsmitglieder ernennt. Auf diese Weise habe man jedenfalls klar definiert, wer für eine Personalentscheidung verantwortlich ist. Für „sehr schlecht“ hält Weinberg de Roca die zeitliche Befristung von einstweiligen Verfügungen, die gegen den Staat gerichtet sind. Schließlich sei der Staat stets in der Machtposition – und nicht das Individuum. 

			Neue Militärführung

			Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat an der Führungsspitze der Streitkräfte einige personelle Veränderungen vorgenommen. Brisant ist vor allem die Ernennung César Milani zum Chef des Heeresgeneralstabs. Dem bisherigen Divisionsgeneral droht in Tucumán ein Prozess wegen Verbrechens gegen Menschlichkeit. Untersucht wird Milanis Beteiligung an dem brutalen Vorgehen der Streitkräfte in Tucumán gegen die linksgerichteten Guerrilla-Kämpfer der ERP im Jahr 1975. Milani löst Generalleutnant Luis Alberto Pozzi an der Heeresspitze ab. Des Weiteren entschied die Präsidentin, dass Brigadegeneral Luis María Carena an der Spitze des vereinigten Generalstabs aller drei Teilstreitkräfte den General der Luftwaffe, Jorge Alberto Chevalier, ablöst. Neuer Chef des Marinegeneralstabs wird Konteradmiral Gastón Fernando Erice, der den Posten von Admiral Daniel Alberto Enrique Martin übernimmt. Den Generalstab der Luftwaffe schließlich wird ab sofort Generalmajor Mario Miguel Callejo leiten. Er löst General Normando Costantino ab. 

			DNA-Beweis gegen Hausmeister

			Im Mordfall der 16-jährigen Ángeles Rawson deutet alles auf eine Täterschaft des Hausmeisters hin, der im Wohnhaus des Mädchens arbeitete. Die kriminaltechnische Untersuchung ergab eine „völlige Übereinstimmung“ der DNA des 45-jährigen Mannes mit den genetischen Spuren, die unter Ángeles‘ rechtem Zeigefinger entdeckt wurden. Die Ermittler vermuten, dass das Mädchen sich wehrte und sich dabei am Körper des Mannes festkrallte. Die Anwälte des Hausmeisters sehen ihren Mandanten aber noch nicht als überführt an. Sie wollten gar die Möglichkeit nicht ausschließen, dass die DNA-Spuren gezielt platziert worden seien, um den Hausmeister zu belasten. Bereits zuvor hatten sie erklärt, ihr Mandant habe niemals seine Täterschaft gestanden, wie in der Vorwoche von der Staatsanwaltschaft verlautbart worden war. In ein negatives Licht rücken den Verdächtigen indes auch Aussagen von zwei Frauen, die berichten, dass der 45-Jährige in der Vergangenheit sexuell aufdringlich geworden sei. (AT/mc)
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			Massa als Kandidat

			Nach wochenlangem Versteckspiel mit der Öffentlichkeit präsentierte sich der Bürgermeister der Vorortstadt Tigre Sergio Massa als Spitzenkandidat seiner Liste, genannt Renovationsfront („Frente Renovador“), am letzten Tag (22. Juni) der Einschreibung von Kandidaten für die kommenden Primärwahlen vom 11. August. Seine Kandidatenliste enthält Politiker verschiedenen Couleurs, mit denen Massa offenbar signalisieren will, dass er die Stimmen mehrerer anderer Parteien sucht, die sich ebenfalls mit eigenen Listen zur Wahl stellen.

			Knapp über nur 40-jährig, schaut Massa auf eine bemerkenswerte politische Laufbahn zurück. Ihm fehlt noch der Rechtsanwaltstitel, den er mit den letzten Examina in der privaten Belgrano-Universität gelegentlich erreichen will. Massa begann seine politische Laufbahn in der damals liberalen UCeDé, eine Gründung von Ing. Alvaro Alsogaray, wurde mit nur 27 Jahren als Deputierter gewählt, verzichtete zunächst auf eine parteipolitische Laufbahn, um seine Sporen als Staatsverwalter in der Sozialversicherung Anses zu verdienen, ein Posten, für den er vom Interimspräsidenten Eduardo Duhalde ernannt worden war. Präsident Néstor Kirchner bestätigte ihn zunächst. Massa gipfelte seine politische Laufbahn unter den Kirchners als Kabinettschef, nachdem er in Wahlen das Amt des Bürgermeisters der Gemeinde Tigre nördlich der Bundeshauptstadt gewonnen hatte, das er zwischenzeitlich nicht aufgab, um es nachher wieder zu übernehmen. Die Gemeinde Tigre war unter seinem verstorbenen Vorgänger Ubieto besonders gut verwaltet worden. Massa trat in seine Fußstapfen. Dadurch erlangte er den Ruhm eines effizienten Stadtverwalters. Umfragen über die Beliebtheit von Politikern bestätigten ihn alsbald als führend in diesem Gebiet mit über 40 Prozent. Darauf stützt Massa seinen jetzigen Sprung in die höchste Nationalpolitik mit eigener Mannschaft und Hoffnungen auf einen günstigen Abschluss bei den Kongresswahlen am 27. Oktober, die sicherlich als Sprungbrett für die nachfolgenden Wahlen vom Oktober 2015 dienen sollen, bei denen sich Massa möglicherweise für das Gouverneursamt der Provinz bewerben oder als Präsidentschaftskandidat für die Nachfolge von Cristina Kirchner antreten dürfte.

			Als Senkrechtstarter in der argentinischen Politik versteht sich Massa vorerst nicht als konsequenter Oppositionspolitiker gegen die Präsidentin, ebensowenig wie als ihr treuer Anhänger.Vielmehr dürfte ihm eine Laufbahn innerhalb der Justizialistischen Partei bevorstehen, deren Parteitag stets das letzte Wort über die Spitzenkandidaturen hat. Diese Partei schwankt seit Jahrzehnten zwischen ihren extremen Flügeln, wie es beispielsweise die Präsidentschaften von Carlos Saúl Menem, Eduardo Duhalde und Néstor Kirchner deutlich zeigen.

			Die kommenden Wahlen werden Massa als Politiker in der nationalen Szene profilieren. Ohne offen gegen die Präsidentin aufzutreten, lehnt Massa deutlich die abermalige Wiederwahl ab, mit welchem Gelöbnis er sicherlich auch die Deputierten seiner Listen verpflichtet, sollte die regierende Front für den Sieg versuchen, im Kongress die Zweidrittelmehrheit für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung zu wagen, die nicht nur die Wiederwahl der Präsidentin erlauben, sondern auch das Eigentumsrecht einschränken soll. Massa ist für diese Projekte nicht zu haben, steht er doch grundsätzlich für Marktwirtschaft ein, wie sie weltweit praktiziert wird.

			Mit Massa als Listenerster im wahlpolitischen Gehege der Provinz Buenos Aires, ist der Präsidentin ein Wahlgegner entstanden, nachdem sie ihre eigene Liste mit dem Bürgermeister von Lomas de Zamora Martín Insaurralde anführen musste, der außerhalb seines Distrikts wenig bekannt ist. Über den Ausgang dieser Wahlrunden müssen künftige Umfragen und schließlich die Wahlergebnisse abgewartet werden, bei denen Massa mitmischen wird.
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			Unnötige Hatz

			Von Stefan Kuhn

			Man kann diesem Obama-Scherz nur ein frostiges Lächeln abgewinnen. Der US-Präsident hatte erklärt, die USA würden keine Kampfjets losschicken, um den „Whistleblower“ Edward Snowden zu fassen. Obama meinte damit, die US-Luftwaffe würde kein Zivilflugzeug, unter dessen Passagieren sich Snowden befindet, mit Militärmaschinen zur Landung zwingen. Immerhin hat Obama nicht von Abschießen gesprochen, wie dies wohl einige seiner Vorgänger getan hätten, aber sonderlich geschmackvoll war der Scherz dennoch nicht, denn auf Snowden wird regelrecht Jagd gemacht.

			Na ja, mögen Viele sagen, damit musste er wohl rechnen, als er über ein streng geheimes Internet-Abhörprogramm eines US-Geheimdienstes geplaudert hat. Das ist schon richtig. Snowden selbst war sich des Risikos auch durchaus bewusst und hat es dennoch getan. Allerdings tun sich die USA mit der Jagd auf ihn keinen Gefallen. Für Washington und auch London sind die Enthüllungen des Computerfachmanns zwar äußerst ärgerlich, aber bis auf ein paar diplomatische Protestschreiben von Regierungen, deren Bürger von der Internetüberwachung betroffen sind, ist bisher nichts passiert. Dass die USA aber andere Staaten unter Druck setzen, die Snowden helfen, ist schlecht fürs Image. Es wird als US-typisches Machtgebaren interpretiert. Ecuador, dem wahrscheinlichen Asylgeber Snowdens, ist in dieser Hinsicht ein besonderer politischer Coup gelungen. Der Andenstaat hat das Zollabkommen mit den USA gekündigt, weil er sich von Washington nicht unter Druck setzen lassen will.

			Ecuador, China und Russland, die mutmaßlichen Unterstützer Snowdens, sind allesamt Staaten, die es mit der Meinungsfreiheit im eigenen Land nicht so genau nehmen. Sie können sich plötzlich als Verteidiger der Freiheit aufspielen und mit dem Finger auf Washington zeigen. In der öffentlichen Meinung gilt der Whistleblower nämlich nicht als Terrorist, sondern als Moralist, nicht als gewöhnlicher Verbrecher, sondern als ein Mensch mit Gewissen, nicht als Täter, sondern als Opfer. Bisher deutet auch nichts darauf hin, dass Snowden aus finanziellen Gründen geplaudert hat. Man kann ihn auch nicht mit dem Profilneurotiker Julian Assange vergleichen. Der Wikileaks-Gründer kann ohne Rampenlicht schlicht nicht leben. Man kann Snowden höchstens Naivität vorwerfen, denn die Reaktionen auf seine Enthüllungen sind doch etwas verhalten. Es wird sich wohl auch ihm die Frage aufdrängen, ob es das wert war.

			Die Hatz auf den Whistleblower ist grotesk. Auf den ersten Blick bringt sie den USA nur Nachteile. Es sei denn, Snowden hat bisher nur einen Bruchteil erzählt, und es gibt noch Dinge, vor denen sich Washington ernsthaft fürchten muss. Politisch peinlich für die USA waren bisher weniger die Internet-Überwachungsprogramme „Prism“ und „Tempora“ (unter britischer Federführung), sondern dass Snowden auf seiner ersten Fluchtstation in Hongkong von massiven Hackerangriffen der USA auf chinesische Server berichtete. Kurz vorher hatte Obama bei einem Gipfeltreffen mit dem chinesischen Staatspräsidenten Xi noch Hackerangriffe Chinas angeprangert. In Peking wird man derartige Kritik jetzt noch weniger ernst nehmen.

			Natürlich hat die Verfolgung des Whistleblowers auch eine innenpolitische Komponente. Der Kampf gegen den Terror hat in den USA höchste Priorität. Er ist eines der wenigen Politikfelder, in denen der Präsident wirklich gepunktet hat. Obama würde diesen Erfolg nie dadurch gefährden, dass er Nachsicht gegenüber einem „Verräter“ walten lässt, der den Kampf gegen den Terror torpediert hat. Die Jagd auf Snowden soll sicher auch potenzielle Nachahmer abschrecken.

			Man kann hinter der Sache aber auch ein Ablenkungsmanöver sehen. Die Fragen „Wo ist Snowden, was macht er, und wo will er hin?“ beschäftigen die Weltpresse derzeit mehr als die Frage nach den eigentlichen Übeltätern. Snowden hat zweifellos gegen US-Gesetze verstoßen, indem er etwas enthüllte, was er für einen Skandal hielt. Aber es waren ein US-amerikanischer und ein britischer Geheimdienst, die die Privatsphäre von Milliarden Internetnutzern ausspähten, und das tun sie munter weiter.

			Je länger die Jagd auf den 30-jährigen Computerspezialisten andauert, desto weniger wirksam dürfte dieses Ablenkungsmanöver werden. Dann wird hinterfragt, was für einen Sinn die ganze Hatz macht, und aus dem Skandälchen könnte ein handfester Skandal werden. Der größte anzunehmende Unfall für die USA wäre dabei, sie würden Snowdens habhaft werden. Hardliner werden dann die Todesstrafe für den Whistleblower fordern, schließlich könnte er durch seinen Geheimnisverrat das Leben tausender US-Amerikaner gefährdet haben. Dann stünden vor den US-Botschaften in der Welt nicht mehr nur fanatische Islamisten, sondern Bürger von mit den USA verbündeten Staaten - Bürger, die von Washington überwacht wurden.

			Es wäre besser, die USA würden den Ball flach halten.
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			Randglossen

			Nach dem Urteil des Obersten Gerichtshof, das die Reform des Richterrates als verfassungswidrig außer Kraft gesetzt hatte, teilte der Vorsitzende des siebenköpfigen Obersten Gerichtshofes Ricardo Lorenzetti seinen Kollegen mit, dass das Steueramt AFIP eine Untersuchung wegen möglicher Steuerhinterziehung gegen ihn und seine Söhne eingeleitet habe. Das nennt sich Rache. Die Regierung übt sich wiederholt mit ähnlichen Racheakten, indem sie Verwaltungsämter einsetzt wie die Steuerbehörde oder die nationale Wertschriftenkommission, wenn es um Aktiengesellschaften geht. Selbstverständlich dementierte Steuervogt Ricardo Echegaray die Anschuldigung Lorenzettis, dem der Regierungsdeputierte Carlos Kinkel die politische Absicht unterstellte, sich für das Präsidentenamt zur Verfügung zu stellen. Rache bleibt Rache.

			Der Nationaldeputierte Jorge Yoma aus La Rioja, Verwandter der ersten Gattin von Expräsident Carlos Menem, derzeit Senator für La Rioja, stellte sich als Kandidat für die kommenden Parlamentswahlen nicht mit der Regierungspartei, nachdem er im Kongress gegen die Regierung abgestimmt hatte. In der Folge wurde seine Amtsführung als Botschafter in Mexiko vor seiner Heimkehr intensiv untersucht, wobei angeblich administrative Unregelmäßigkeiten festgestellt worden seien. Auch das ist politische Rache gegen einen Politiker, der aus dem Regierungswagen ausgestiegen war, damit andere Parteigänger es sich überlegen, ob sie einen ähnlichen Schritt wagen, wie es der volkstümliche Satz kennzeichnet, dass die Ratten das sinkende Schiff verlassen.

			Amtsmissbrauch, bezahlter Sex mit einer Minderjährigen - Italiens Albtraum Silvio Berlusconi ist wieder mal verurteilt worden. Sieben Jahre Haft, vor zwei Monaten verhängte ein Gericht gegen den früheren Ministerpräsidenten eine vierjährige Haftstrafe wegen Steuerbetrugs. Berlusconi wird es gelassen sehen. Beide Urteile sind noch nicht rechtskräftig. Bei der Steuersache bleibt ihm noch eine Instanz, im Sexskandal noch zwei. Bis dahin bleibt der Politiker in eigener Sache auf freiem Fuß. Er hat auch gewaltige Druckmittel in der Hand. Seine Partei ist an der Regierung beteiligt und könnte Italien ins Chaos stürzen. Er könnte auch politisches Asyl bei seinem Freund Putin in Russland bekommen, und wenn alle Stricke reißen, sitzt er seine Strafe im Hausarrest ab und feiert in einer seiner Villen Bunga-Bunga-Partys unter Aufsicht der Carabinieri.

			Schwerin, klingt bekannt. Es handelt sich um eine kleine Gemeinde im Spreewald. Sie hat nachweislich 780 Einwohner, der ehrenamtliche Bürgermeister dürfte alle persönlich kennen. Nicht so das Statistische Landesamt Brandenburg, denn die Behörde zählte in dem Ort nur 602 Seelen. Für eine Gemeinde dieser Größenordnung ist der Verlust von über einem Fünftel der Einwohnerschaft gravierend. Seelen bringen Geld, die verlorenen rund 130.000 Euro jährlich. Die Gemeinde klagte vor dem Verwaltungsgericht und verlor. Schuld hat wohl der große Bruder: Schwerin, Landeshauptstadt Mecklenburg-Vorpommerns, 91.000 Einwohner. Vermutlich wurden ein paar Dutzend schlampig in Internet-Formulare eingetragene Wegzüge aus Groß-Schwerin von Klein-Schwerin abgezogen. Das kann passieren. Schlimm ist, dass die Landesstatistiker und Richter blind an Daten glauben und Niemanden zum Zählen nach Klein-Schwerin schickten.

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,385, um 0,56% über der Vorwoche und um 9,34 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 38,37 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,67, zum 30.12.13 bei $ 6,00, und zum 31.03.14 bei $ 6,38. Der Terminkurs per März 2014 lag um 28,21% über dem Kurs von Ende März 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,05.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag ein Minus von 4,23% und lag 3,04% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,14% und lagen 7,45% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 5,50% zurück und lagen 0,92% unter Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,29%, lagen jedoch gegenüber Ende 2012 mit 4,63% im Minus. Boden 2014 verloren 0,45% und lagen mit 5,13% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. verloren 1,61% in einer Woche und 13,84% seit Jahresende 2012. Die INDEC-Schätzung des BIP in den ersten Monaten 2013 führte sofort zu einer Zunahme der Notierung der Wachstumscoupons um 4,6%. Diese Zusatzzahlung an die Inhaber der 2005 umgeschuldeten Staatspapiere wird ab einer Zunahme von 3,25% des BIP gezahlt. Dieses Jahr findet keine Zahlung statt, weil das BIP 2012 unter diesem Prozentsatz stieg. Aber wenn die Zunahme dieses Jahr bei 4% liegt, wie es die jüngste INDEC-Berechnung andeutet, dann erfolgt 2014 wieder eine Zahlung, die den Staat um die u$s 3,5 Mrd. kosten würde. 

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 141,60 (Vorwoche $ 159,99) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 202,28 (Vorwoche $ 224,48).

			***

			Die Finanzen des Nationalstaates weisen im April ein echtes (als “finanziell” bezeichnetes) Defizit von $ 3,06 Mrd. aus, 64,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Schatzamt. In den ersten vier Monaten 2013 kumuliert sich somit ein Defizit von $ 8,75 Mrd. Das primäre Ergebnis (bei dem Zinszahlungen ausgenommen werden) weist im April einen Überschuss von $ 1,44 Mrd. aus, 37,1% über dem Vorjahr und kumuliert in vier Monaten 2013 einen Betrag von $ 2,90 Mrd. Die Zinslast ist in einem Jahr zum April stark gestiegen, wegen zusätzlicher Verschuldung und Amortisation von Schulden zu niedrigen Zinsen (die aus der Umschuldung von 2005 hervorgegangen sind), die durch solche mit höheren Zinsen ersetzt werden. Die primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen im April um 37,2% über dem Vorjahr, was hauptsächlich auf die Erhöhung der Renten zurückzuführen ist, die im März erfolgte. Die Sozialausgaben verzeichnen somit eine Zunahme von 36,4%; aber die Kapitalausgaben stiegen um 46%, hauptsächlich wegen der Zunahme beim Bau von Sozialwohnungen. Die Einnahmen stiegen in 12 Monaten zum April 2013 um 37,1%, wobei jedoch bestimmte Zuwendungen der ZB und der ANSeS als laufende Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um Finanzierung des Defizites handelt. 

			***

			Planungsminister Julio de Vido erklärte letzte Woche, dass das Kernkraftwerk Atucha II in 60 bis 90 Tagen in Betrieb genommen wird. Das erlaubt dann, die Instandsetzung des Kernkraftwerkes Embalse (in Córdoba) aufzunehmen, das unmittelbar die Stromlieferung unterbricht, jedoch dann weitere 30 Jahre verwendet werden kann. Das Kraftwerk Atucha II wurde im Oktober 2011 von CFK eingeweiht, obwohl es nicht fertig war. Danach wurde mitgeteilt, dass es Mitte 2012 in Betrieb genommen würde. In Russland kündigte de Vido auch an, dass die Regierung in diesem Jahr ein neues Kernkraftwerk ausschreiben werde. Er sprach von einem Programm von insgesamt vier Atomkraftwerken, was eine Investition von u$s 16 Mrd. darstelle.Das klingt reichlich phantasievoll, da keine Finanzierung vorhanden ist.

			***

			Innen- und Transportminister Florencio Randazzo hat eine Tarifsenkung für Omnibusse in La Plata verfügt. Bis zu 3 km bleibt der Tarif bei $ 1,50, von 3 bis 6 km geht er um 6% auf 2,40 zurück, und 6 bis 12 km um 22% auf $ 2. Auf diese Weise werden die Tarife denen von Gross Buenos Aires angeglichen. Die neuen Tarife gelten jedoch nur für diejenigen, die die SUBE-Karte verwenden. Für andere gilt der Tarif von $ 3, bzw. $ 3,50, $ 4,75 und $ 5,50. Die Tarifsenkung erscheint in einer Inflationsperiode und bei hohen Subventionen (vornehmlich über den niedrigen Preis für Dieselöl) als abwegig und demagogisch. Die Tarife für den Personentransport in städtischen Gebieten müssen stark erhöht werden, um mindestens die Hälfte der Kosten zu decken. 

			***

			Nachdem die für die Steuereintreibung in der Provinz Buenos Aires zuständige Behörde ARBA eine Steuerhinterziehung bei 1196 Steuerzahlern feststellte, und die Namensliste der Schuldner im Internet veröffentlichte, haben 112 säumige Schuldner $ 10,5 Mio. bezahlt. Gegen 400 weitere Steuerhinterzieher wird jetzt vor Gericht vorgegangen.

			***

			Eine Studie der Katholischen Universität (die ein “Barometer” der sozialen Schuld aufstellt) hat ergeben, dass in Argentinien von jungen Menschen zwischen 18 und 24 Jahren 25% weder studieren noch arbeiten. Das Verhältnis liegt in Italien bei 21%, in Frankreich bei 19,1%, in Spanien bei 16,8%, in den USA bei 14,6%, in der Schweiz bei 8,5% und in Dänemark bei 6,5%. Doch Italien und Spanien haben eine viel höhere Gesamtarbeitslosigkeit als Argentinien, was dem Phänomen eine andere Bedeutung verleiht.

			***

			Die Aussenhandelsbilanz schloss im Mai mit einem Überschuss von u$s 1,34 Mrd., 3% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Exporte lagen mit u$s 8,43 Mrd. um 14% und die Importe mit u$s 7,09 Mrd. um 17% über dem Vorjahr. Bei der Exportzunahme entfallen 10 Prozentpunkte auf höhere Mengen und 3% auf höhere Preise. Die Importe verzeichnen eine Mengenzunahme von 21% und einen Preisrückgang von 3%, der sich vornehmlich durch eine andere Zusammensetzung der Importe erklärt. 

			***

			In 5 Monaten 2013 betrug der Aussenhandelsüberschuss u$s 3,80 Mrd., 33,8% unter dem Vorjahr, bei Exporten von u$s 33,37 Mrd. (+4%) und Importen von u$s 29,57 Mrd. (+13%). Der Export teilte sich folgendermassen auf: Industrieprodukte auf landwirtschaftlicher Basis (MOA); 33%; reine Industrieprodukte (MOI): 32%, primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau): 28%; Brennstoffe und Energie: 7%. Der Import teilte sich folgendermassen auf: Güter für die Weiterverarbeitung: 27%; Kapitalgüter: 16%, Teile (und Ersatzteile) für Kapitalgüter: 21%; Brenn- und Schmierstoffe: 15%; Konsumgüter: 11%; Kfz für Personen: 10%. Die Energiebilanz hat sich gegen-über dem Vorjahr um u$s 1,68 Mrd. verschlechtert, weil die Importe um 29% stiegen und die Exporte um 21% zurückgingen. 

			***

			Das Schatzsekretariat hat in der Vorwoche Bonds (Bonte) für $ 1,73 Mrd. ausgegeben, die 2016 verfallen und an Geflügelzüchter und Weizenmühlen vergeben werden, denen dieser Betrag vom ehemaligen ONCCA-Amt geschuldet wurde. Insgesamt hatte die ONCAA bis zu ihrer Auflösung im Februar 2011 Subventionen für $ 10,58 Mrd. erteilt (von denen sie einen Teil schuldig geblieben war), die zum grossen Teil an die Bedingung gebunden waren, dass die Preise nicht erhöht würden. Bei der ONCCA war damals von hoher Korruption die Rede, weshalb sie aufgelöst wurde.

			***

			Im Mai wurden im ganzen Land 1,39 Mrd. Liter Benzin und Dieselöl verkauft, 9% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das Energiesekretariat mit. Es ist ein absoluter Rekord. YPF erhöhte die Beteiligung an diesen Lieferungen auf 54%. Danach kommen Shell mit 18,2%, Axion Energy (ehemals Esso) mit 12,4% und, mit kleineren Anteilen, Petrobras, Oil ,Pdvsa, Refinor und Dapsa. Vom gesamten Umsatz entfällt 54% auf Dieselöl.

			***

			Die staatliche Auslandsschuld lag laut INDEC zum 31. März 2013 bei u$s 139,14 Mrd., was u$s 2,16 Mrd. weniger als ein Jahr zuvor ist. Die Regierung hat die Zahlung von Amortisationen bestehender Schulden mit ZB-Reserven verfügt, und dies durch Verschuldung des Schatzamtes gegenüber der ZB ersetzt. Die Präsidentin hat vor einiger Zeit schon die These geäussert, dass die Zinsen, die auf argentinische Staatspapiere gezahlt werden, viel höher seien, als die, die die ZB bei Anlage der Reserven erhält, so dass es vorteilhaft sei, Reserven für Schuldentilgung einzusetzen.

			***

			Die Zahlungsbilanz weist ohne Kapitalbilanz im 1. Quartal 2013 ein Defizit von u$s 2,38 Mrd. aus, fast doppelt so viel wie in der gleichen Vorjahresperiode. Die Handelsbilanz wies einen Überschuss von u$s 431 Mio. aus (36,2% unter dem Vorjahr), während die Diensleistungsbilanz ein Defizit von u$s 1,57 Mrd. auswies (u$s 475 Mio. mehr als im Vorjahr). Hinzu kommen dann noch Zahlungen von Zinsen, Gewinnen und Dividenden, die mit u$s 2,73 Mrd. unter den u$s 3,16 Mrd. des Vorjahres lagen. Die Zahlung von Zinsen an Auslandsgläubiger nahm ab, und die Dividendenüberweisungen wurden nur zum geringsten Teil zugelassen. 

			*** 

			Die öffentlichen Unternehmen schlossen das erste Jahresquartal mit einem Betriebsdefizit von $ 1,45 Mrd., 56,6% über dem des Vorjahres von $ 926,8 Mio., berichtete der Verband ASAP (der sich mit Studien über der Staatshaushalt und die Staatsfinanzen befasst) auf Grund offizieller Zahlen.

			***

			Die Stadt Buenos Aires veröffentlicht seit kurzer Zeit einen eigenen Preisindex, der für Mai 2013 eine Zunahme von 1,5% ausweist, gegen nur 0,7% des INDEC. Nach Angaben der städtischen Behörde kumuliert sich die Preiserhöhung in den ersten fünf Monaten bei 8,7%. Dabei verzeichnen die Gaststätten Erhöhungen von 4,4%. Bekleidung wurde um 3,7% teurer, alkoholische Getränke sowie die Zigaretten um 3,7%, das Wohnen, die Strom- und Wasserkosten um 1,4%, und Lebensmittel und Getränke um 0,8% teurer. 

			*** 

			Die staatlichen Subventionen erreichen von Monat zu Monat neue Rekordhöhen. So wurden in den ersten fünf Monaten $ 40 Mrd. für diesen Zweck ausgegeben, eine innerjährliche Zunahme um 39,6%, berichtet der Verband ASAP, (“Asociación Argentina de Presupuesto y Administración Financiera Pública”). Am meisten schlugen dabei die Subventionen für Brennstoffimporte zu Buche, mit einer prozentualen Steigerung von 79,6% und einem Gesamtbetrag von $ 25,81 Mrd. Cammesa, zuständig für den Strommarkt, und ENARSA, das 2003 geschaffene staatliche Energienternehmen, konzentrierten die höchsten Beträge. Die Subventionen für den Transport, vornehmlich für Personen (aber auch für die Belgrano-Frachteisenbahn), gingen um 17,8% auf $ 8,79 Mrd. zurück. Die Passagierdienste kosteten dem Staat 51,3% weniger als noch im Vorjahr, und die staatliche Fluglinie kam mit einem Zuschuss von 12% weniger als im Vorjahr aus.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC (benannt EMI, Estimador Mensual Industrial, der eine Schätzung auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten ist) verzeichnete im Mai eine innterjährliche Zunahme von 5% und gegenüber April eine von 0,7%. Die ersten 5 Monate 2013 lagen somit um 1,1% über dem Vorjahr. Die Zunahme vom Mai ist besonders auf den Kraftfahrzeugbereich zurückzuführen, bei dem die Produktion gegenüber dem Vorjahr um 30,9% und gegenüber April um 7% zugenommen hat. Der Rest der metallmechanischen Industrie lag im Mai um 3,4% über dem gleichen Vorjahresmonat. Chemische Produkte stiegen in 12 Monaten um 9,6%. Doch die Nahrungsmittelindustrie ging um 3,8% zurück, bei einer Abnahme von 5,6% bei Milchprodukten, von 4,6% bei Rindfleisch, von 4,1% bei Geflügelfleisch und von 3,1% bei Getränken. Die Zigarettenproduktion nahm um 8,1% ab, die Textilproduktion um 5,2% und die Erdölraffinierung um 5,9%. Die Abnahme bei Gütern des täglichen Konsums deutet auf eine Abkühlung der Konjunktur hin. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsforschungsinstitutes FIEL ergibt für Mai 2013 eine interanuelle Zunahme von 1,2%, womit die ersten 5 Monate 2013 um 0,8% unter dem Vorjahr liegen. Mai lag ohne Saisonbereinigung um 4% über April. Die Entwicklung in 5 Monaten war sehr unterschiedlich: Kfz verzeichnen eine Zunahme von 20,3%, nicht-metallische Erze eine von 6,7%, und Chemikalien und Kunststoffe eine von 3,3%. Auf der anderen Seite bestehen folgende Abnahmen: Metallmechanik: -13,6%; Stahl -4,6%; Zigaretten: -4,4%, Papier und Zellulose: -3,7%; Textilfasern: -3,4%, Nahrungsmittel und Getränke: -2,1%; Erdölprodukte: -1,3%.

			***

			Im 1. Quartal 2013 lag die private Beschäftigung bei 6,34 Mio. Menschen, nur 0,3% (gleich 18.384 Arbeitsplätze) über der gleichen Vorjahresperiode, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Hingegen nahm die Beschäftigung in der gleichen Periode im staatlichen Bereich um 3,2% zu. Von den zusätzlichen 47.850 Beamten entfielen 28.000 auf die Provinzen, 7.395 auf die Bundeshauptstadt, 5.850 auf Staatsunternehmen und 1.306 auf das Parlament. Der öffentliche Bereich beschäftigt 3,2 Mio. Menschen, etwa halb so viel wie der private. 

			***

			Die Stahlproduktion ging zum Mai innerjährlich um 2,1% auf 446.700 t zurück, während sie zum Vormonat April ein Plus von 4,6% erreichte, berichtet die Argentinische Stahlkammer, CAA. Warmgewalzte Stahlprodukte lagen mit 449.000 t um 4,4% über Mai 2012, jedoch um 1,7% unter April 2013.

			***

			Angesichts der Knappheit von Weizenmehl, die zu starken Preiserhöhungen beim Weizen und besonders beim Brot führte (Der Preis für normales Weissbrot, genannt “pan francés”, erreichte $ 17,14, gegen $ 12,41 ein Jahr zuvor), verfügte Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno ein Exportverbot für Weizenmehl. Kostete ein Sack Weizenmehl zum Jahresanfang $ 100, so müssen in letzter Zeit gelegentlich bis zu $ 280 bezahlt werden. In der Provinz Santa Fe sind die Bäcker dazu übergegangen, gar kein Weizenmehl mehr zu kaufen, um gegen die Preiserhöhungen zu protestieren. Letztes Jahr wurden nach Auskunft des zuständigen Verbandes FAIM 1,09 Mio. t Mehl exportiert, davon fast 80% nach Brasilien. Für dieses Jahr ordnete Moreno eine Verringerung der Exporte um 70% an, angesichts der mageren Weizenernte von 9 Mio. t, die um 38% unterhalb der Vorjahresernte lag. Zunächst wurde eine Exportquote von 300.000 t festgesetzt, verteilt auf drei gleiche Tranchen. Bei der ersten Zuteilung von 100.000 t gab es zunächst Schwierigkeiten, da im Zeitraum Januar/April nur 58.336 t verkauft wurden. Bisher liegt die für den Export verpflichtete Menge bei 92.000 t. Die übrigen 200.000 t dürften nicht mehr zum Export freigegeben werden. Wenn man von der Gesamtproduktion den Export abzieht, so sollte ausreichend Weizen für den Binnenkonsum verfügbar sein. Offensichtlich behalten viele Landwirte ihren Weizen auf Lager und verkaufen ihn tropfenweise zu hohen Preisen.

			***

			Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno genehmigte eine Exportquote von 16 Mio. t für die Maisernte 2013/14. Die Regierung verfolgt offenbar damit das Ziel, die Produzenten dazu zu bewegen, mehr Mais anzubauen. Im vergangenen Jahr wurde die erste Zuteilung erst im August über 15 Mio. t bekannt gegeben. Jetzt geht Moreno dazu über, die Ankündigung schon im Juni, und über eine höhere Tonnage zu machen. Bezüglich der noch laufenden Ernte wurde zum Stichtag 31. Mai Ware für etwas mehr als 23 Mio. t deklariert. Die Exportgenehmigungen aus der vergangenen Ernte erreichten 17,4 Mio. t.

			***

			Der Verwaltungsrat der spanischen Repsol hat das argentinische Angebot für die Entschädigung wegen der Enteignung eines Teiles des Aktienpaketes von YPF einstimmig zurückgewiesen und als “unbefriedigend” und “ohne minimale rechtliche Sicherheiten” kritisiert. Nicht nur der Vorsitzende Antoni Brufau (der eine harte Haltung gegenüber Argentinien befürwortet), sondern auch der Vertreter der spanischen “La Caixa” (die ein bedeutendes Aktienpaket von Repsol hält), Isidro Fainé, der für eine Kompromisslösung eintritt, und der Vertreter der mexikanischen Pemex (die an Repsol mit 9,4% des Kapitals beteiligt ist), stimmten gegen das argentinische Angebot. Die Leitung von YPF hatte u$s 5 Mrd. angeboten (weniger als die Hälfte der u$s 10,5 Mrd., die Repsol fordert), wobei der Betrag ausserdem in eine neue Gesellschaft investiert werden müsste, an der Repsol 47%, Pemex 2% und derYPF 51% halten würden, sodass dann YPF die Firma kontrollieren würde. Dieses Unternehmen sollte sich mit der Ausbeutung eines Teils des Schiefergaslagers “Vaca muerta” befassen.

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers stieg im Mai 2013 um 38,7% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat und um 17,9% gegenüber April 2013 auf $ 1,92 Mrd., hat das statistische Amt (INDEC) berichtet. Wertberichtigt betrug die innerjährliche Zunahme 27% und gegenüber April 9,5%. Die ersten 5 Monate 2013 lagen um 24% über dem Vorjahr.

			***

			Die Nationale Wertpapierkommission hat durch Beschluss 620 bestimmt, dass die CEDIN-Zertifikate, die zur Weisswaschung von Dollarguthaben bestimmt sind, die für Immobilienkäufe eingesetzt werden, über Banken und Wechselstuben in Pesos gehandelt werden können. Das stellt eine faktische Teillegalisierung des schwarzen (“blau” benannten) Dollarmarktes dar. Wer ein Zertifikat kauft, hat dann das Recht, den Dollarbetrag abzuheben. Für Bauunternehmen ergibt sich hier eine legaler Weg, um die Dollar, die sie beim Verkauf von Immobilien erhalten, zum freien Kurs in Pesos umzutauschen. Andereseits erhält der Käufer eines CEDIN-Zertifkates dabei die Möglichkeit, Dollar auf dem schwarzen Markt legal zu kaufen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die ausländischen Direktinvestitionen erreichten in Brasilien in fünf Monaten 2013 u$s 22,86 Mrd., etwas weniger als die u$s 23,91 Mrd. der gleichen Vorjahresperiode, berichtet die ZB. Diese Direktinvestitionen reichen jedoch nicht aus, um die negative Handelsbilanz auszugleichen.

			***

			Paraguay erreichte im ersten Quartal ein Wirtschaftswachstum von 14,8%. Landwirtschaft und Viehzucht gaben der Wirtschaft diesen bedeutenden Schub. 

			***

			Nahtlose Stahlröhren chinesischen Ursrprungs zahlen ab sofort in Mexiko einen Zolltariff von u$s 1.252 pro Tonne, berichtete das Handelsministerium. Die Entscheidung stellt einen Sieg für Tamsa dar, die mexikanische Filiale der argentinischen Tenaris, die sich letztes Jahr über chinesisches Dumping beschwert hatte.

			*** 

			Der Kongress in Peru genehmigte den Beitritt in die Pazifische Allianz, der auch Chile, Kolumbien und Mexiko angehören. Ziel dieser Allianz ist, die Handelshemmnisse für Produkte und Dienstleistungen zu verringern.

			***

			60% der Firmenübernahmen fanden letztes Jahr lateinamerikaweit in Brasilien statt. Das berichtet die Unternehmensberatung Crowe Horwath. Den zweiten Platz belegten Peru und Kolumbien (mit je 7,9%), gefolgt von Mexiko (7,3%), Chile und Argentinien (6,1%).

			***

			Kolumbien erhält vom IWF eine flexible Kreditlinie auf zwei Jahren über u$s 5,84 Mrd. für den Fall, dass internationale finanzpolitische Turbulenzen das Wirtschaftsprogramm gefährden sollten. Aus Fondskreisen wurde bekannt, dass die Regierung das Darlehen als Prävention ansieht und nicht vorhat, die Gelder einzusetzen.

			***

			Nach einem Einbruch im vergangenen Jahr rechnet Mexiko für 2014 mit einem Rekord bei den ausländischen Direktinvestitionen in Höhe von u$s 30 Mrd. «Die Erwartungen sind sehr positiv», sagte die Staatssekretärin im Wirtschaftsministerium, María del Rocío Ruiz Chávez, am Mittwoch. Für das laufende Jahr erwarte sie Direktinvestitionen aus dem Ausland in Höhe von u$s 25,7 Mrd. Der Einbruch auf u$s12,6 Mrd. im vergangenen Jahr sei zu einem großen Teil Einmaleffekten zuzuschreiben, teilte das Wirtschaftsministerium mit. (dpa)

			***

			General Motors baut drei seiner Werke in Mexiko aus und investiert insgesamt u$s 691 Mio. GM ist seit 77 Jahren in Mexiko tätig. In den vier Werken und der Verwaltung in Mexiko-Stadt sind nach Unternehmensangaben rund 14 000 Menschen beschäftigt. Die niedrigen Lohnkosten und das Freihandelsabkommen mit USA und Kanada (NAFTA) machen Mexiko als Produktionsstandort vor allem für US-Unternehmen interessant. (dpa)

			***

			Brasiliens Fleischindustrie soll laut dem Ministerium für Landwirtschaft und Ernährung in den kommenden zehn Jahren um 35% wachsen. Bislang waren lediglich positive Wachstumszahlen für den Getreideanbau vorausgesagt worden, Experten sind sich jedoch nun sicher, dass auch die Produktion von Schweine- und Rindfleisch, sowie von Geflügel stark ansteigen wird. Der Hauptgrund für die deutliche Zunahme soll laut Experten vor allem der interne Markt und dessen verstärkte Nachfrage sein. Wie aus dem Bericht hervorgeht, soll diese um rund 3,6% pro Jahr ansteigen. In den nächsten zehn Jahren rechnet das Ministerium mit einer Mehrproduktion von 9,3 Mio. t Fleisch, sodass insgesamt 35,8 t produziert würden.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Sprayers

			Dieses Unternehmen investiert u$s 10 Mio. in eine Anlage für Düngemittellagerung am Hafen von Quequén, Provinz Buenos Aires. Die Lagerungskapazität soll bei 100.000 t für flüssige, und 20.000 t für feste Düngemittel liegen.

			Quilmes

			Diese Traditionsbrauerei hat 500 Bartenders aus 68 Bars in Rosario, Córdoba, Mendoza, Tucumán und Mar del Plata ausgebildet. Ziel des Programms sei, Konfliktsituationen wegen exzessiven Bierkonsums bei individuellen Trinkern zu vermeiden.

			Monsanto

			Der US-Konzern Monsanto bestätigte den Bau einer Fabrik für die Getreidetrocknung in Malvinas Argentinas, ausserhalb der Provinzhauptstadt Córdoba. Das Werk soll bis Jahresende fertiggestellt werden, bestätigte der Geschäftsführer für institutionelle Angelegenheiten, Adrián Vilaplana.

			3M

			Dieses multinationale Unternehmen investiert $ 60 Mio. und weiht noch vor Jahresende ein Innovations- und Entwicklungszentrum in Garín, Provinz Buenos Aires, ein. Hier sollen Dienstleistungen für die Wertschöpfungsketten der Kfz-Industrie, der Gesundheitsbranche sowie der chemischen Industrie geliefert werden.

			Emirates

			Diese Fluglinie aus den Vereinigten Arabischen Emiraten erhielt in Paris den Preis “Skytrax World Airline” für die weltweit beste Fluggesellschaft. Zum neunten Mal in Folge wurde “Emirates” ebenfalls nach Meinung der befragten Passagiere als beste Airline im Nahen Osten ausgezeichnet.

			CCU

			Dieser chilenische Konzern, der in Argentinien eine Bierbrauerei (Marken Schneider, Heineken und Budweiser) und eine Weinkellerei betreibt, hat eine Kapitalerhöhung in Höhe von u$s 680 Mio. beschlossen, mit der ein Teil des Investitionsplanes bis 2020 finanziert werden soll. Der Plan sieht insgesamt Investitionen von u$s 2,7 Mrd. vor. Das Unternehmen beabsichtigt, auch in die Milchwirtschaft einzusteigen

			Telecom

			Dieses Telefonunternehmen kündigte Investition von $ 1,1 Mrd. in Argentinien an, um das Netz auszuweiten und zu verbessern. Grundsätzlich soll dabei auf optische Faser übergegangen werden. Das Unternehmen will beim Breitbanddienst für Internet voranschreiten, der eine höhere Geschwindigkeit und mehr gleichzeitige Verbindungen erlaubt. 

			Tesacom

			Dieses Unternehmen mit Schwerpunkt auf Kommunikationslösungen in abgelegenen Gebieten bietet jetzt auch mobile Ausrüstungen für die Herstellung von Breitbanddiensten an. Tesacom investierte u$s 3 Mio. in die neuen Ausrüstungen und modernen Infrastruktruren. Die Firma unterhält Büros in Argentinien, Brasilien, Chile, Panama, Paraguay, Peru, Venezuela und Uruguay. Letztes Jahr setzte Tesacom u$s 21 Mio. um. Ein wichtiger Kunde ist der Energie- und Erdölmarkt, der 40% des Gesamtumsatzes darstellt.

			Ternium

			Daniel Novegil, Vorsitzender des Ternium-Konzerns, der die Stahlwerke der Techint-Gruppe in verschiedenen Ländern umfasst, bestätigte anlässlich einer Vorstellung bei der Finanzgesellschaft Solomon Brothers in New York, Investitionen in Höhe von u$s 470 Mio. im Jahr 2014 im Stahlwerk Siderar, in San Nicolás, Provinz Buenos Aires. Dadurch soll die Stahlproduktion um 500.000 Jato erhöht werden. Siderar, die in den 90er Jahren aus der Privatisierung von Somisa hervorgegangen ist, betreibt zwei Hochöfen und erzeugt Rundeisen und Bleche, die zum Teil dann im ehemaligen Werk von Techint in Ensenada (Propulsora Siderúrgica), das auch Siderar einverleibt wurde, kalt gewalzt werden. 

			Shell

			Dieser Ölkonzern hat bereits die vierte Forschungsbohrung im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, durchgeführt. Nächsten Monat wird mit der fünften Bohrung begonnen. Insgesamt ist vorgesehen, acht Bohrungen vorzunehmen. Die Ergebnisse waren bislang nach eigenen Angaben ermutigend. Shell hat eine Konzession für einen geringen Teil des Gebietes Vaca Muerta erhalten, das ein riesengrosses Lager von Schiefergas und –öl darstellt, dessen Ausbeutung jedoch hohe Investitionen und Beherrschung der notwendigen Technologie erfordert. Das Problem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass die Kosten des geförderten Gases oder Erdöls unverhälnismässig höher als bei den bestehenden konventionellen Lagern sind.

			Fruit Logistica 2014

			Seinen bislang größten Auftritt hat Argentinien als Partnerland der Fruit Logistica 2014 angekündigt. Der starke Auftritt in Berlin soll neue Kontakte in internationalen Absatzmärkten schaffen, bestehende Kontakte intensivieren und den Export weiter steigern. Vom 5. bis 7. Februar präsentiert sich Argentinien auf der Leitmesse des internationalen Obsthandels, die auf dem Berliner Messegelände stattfindet. Dr. Christian Göke, Geschäftsführer der Messe Berlin GmbH: “Argentinien mit seiner breiten Angebotspalette ist ein bedeutender Obst- und Gemüseproduzent, der seine Erzeugnisse in über 60 Länder exportiert. In den letzten Jahren wurde der Exporterlös um 20% auf u$s 2,2 Mrd. gesteigert. Diese Zahlen unterstreichen die zunehmende Bedeutung des Landes als Produzent und Exporteur in der globalen Frischfruchtbranche.” (Messe Berlin, GmbH)

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Impulse und Hindernisse der Konjunktur

			Die argentinische Wirtschaft wächst seit anderthalb Jahren kaum noch. Es ist keine Rezession: das Bruttoinlandsprodukt schwankt, und verzeichnet dabei gelegentlich Abnahmen und betonte Zunahmen, aber es besteht gesamthaft keine rückkäufige Tendenz, sondern nur eine niedrige Wachstumsrate, die nach einer Periode mit jährlichen BIP-Zunahmen von etwa 8% (2002 bis 2011) enttäuschend erscheint, Dennoch handelt es sich um eine normale Erscheinung, da die Wirkung der ausserordentlichen Wachstumsfaktoren sich weitgehend erschöpft hat und allerlei Engpässe auftauchen. Die Wachstumsproblematik muss von Grund auf durchdacht werden.

			Am Donnerstag gab das Statistische Amt (INDEC) überraschend bekannt, dass die Wirtschaft im April im interanuellen Vergleich um 7% gewachsen sei, womit die ersten 4 Monate 2013 um 4,1% über dem Vorjahr liegen. Die Zahl ergibt sich aus dem EMAE-Index (Estimador mensual de la actividad económica), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes darstellt. Die Zunahme ist hauptsächlich auf die hohe Ernte von Sojabohne und Mais und die stark gestiegene Produktion von Kraftfahrzeugen zurückzuführen. Ebenfalls wiegt der Umstand, dass April des Vorjahres sehr niedrig lag. Man hat den Eindruck, dass die Branchen mit rückläufiger Entwicklung, wie der private Immobilienhandel und -bau, bestimmte Bereiche des Einzelhandels, Restaurants und auch zahlreiche Industrien und landwirtschaftliche Produkte ausserhalb der zentralen Gegend (Wein, Obst, Oliven, Baumwolle u.a.), nicht berücksichtigt worden sind. Der EMAE-Index ist eben keine genaue Berechnung.

			Kurz vorher hatte das INDEC schon bekanntgegeben, dass das Bruttoinlandsprodukt im 1. Quartal 2013 um 3% über der gleichen Vorjahresperiode gelegen habe, was auch unglaubhaft erscheint. Bei Sachgütern (Landwirtschaft, Bergbau und Industrie) verzeichnet die Statistik eine interanuelle Abnahme von 0,9%, während bei nicht materiellen Gütern (die über 60% des BIP ausmachen und hauptsächlich aus Dienstleistungen und Staatsausgaben bestehen) eine Zunahme von 5,4% ausgewiesen wird. Die statistische Berechnung liegt in diesem Bereich auf schwachen Füssen, wobei Manipulationen, vor denen diese Regierung sich gewiss nicht scheut, relativ einfach zu vollziehen und schwer nachzuweisen sind. Der finanzielle Sektor soll um 22% zugenommen haben (was sich vornehmlich auf die Wertschöpfung der Banken bezieht), was schwer zu erklären ist. In diesen Bereich werden oft nominelle Zunahmen den realen gleichgestellt. Allgemein ist nicht klar, wie weit sich die notorische Fälschung des Indices der Konsumentenpreise auf die BIP-Berechnung überträgt.

			Die hohe Ernte

			Die Konjunktur stützt sich dieses Jahr auf eine hohe Ernte von Getreide und Ölsaat, von angeblich 102 bis 103 Mio. t, die entweder ein Rekord oder die zweitbeste der Geschichte ist. Es sind in Tonnen ca.12% mehr als im Vorjahr, jedoch wegen des höheren Anteils der Sojabohne, die einen wesentlich höheren Preis als Weizen hat, sollten es wertmässig (zu Vorjahrespreisen) mindestens 15% mehr sein. Doch die Preise liegen dieses Jahr unter dem Vorjahr, so dass der Experte Gustavo Lopez (von Agritrend) damit rechnet, dass die gesamten Deviseneinnahmen der Ernte dieses Jahr u$s 34 Mrd. erreichen, gegen u$s 33 Mrd. 2012. Hinzu kommen dann noch die Lieferungen an den internen Markt. Die unmittelbare Wirkung auf die Konjunktur wird jedoch dadurch geschwächt, dass die Landwirte einen grossen Teil der Ernte einbehalten (in Erwartung eines höheren Preises, oder einer Abwertung oder einer Senkung der Exportzölle), was durch den Einsatz grosser Kunststoffschläuche erleichtert wird. Beiläufig sei bemerkt, dass die hohe Ernte sich erst ab 2. Quartal auswirkt. Die Weizenernte, die auf das erste Quartal entfällt, war dieses Jahr anormal niedrig, was nur zum geringsten Teil durch mehr Gerste ausgeglichen wurde. 

			Abgesehen davon ist die Rechnung für die Landwirte ungünstiger als im Vorjahr, weil die Abwertungsrate weit unter den Kostenerhöhungen lag, so dass viele in die Verlustzone geraten sind. Das erklärt auch den Protest und den Streik der Vorwoche. Diese Regierung interessiert sich eben nicht für die Landwirtschaft, obwohl sie von ihr lebt. Verluste in einigen Fällen und niedrige Rentabilität im Allgemeinen werfen einen dunklen Schatten auf die Aussichten der Ernte 2013/14.

			Das monetäre Konjunkturkonzept

			Die Regierung hat jedoch bezüglich Konjunkturpolitik ein anderes Konzept, das auf der Erhaltung des Konsums beruht. Gesamtwirtschaftlich wird dies mit einer hohen monetären Expansion erreicht, bei gleichzeitiger Eindämmung von Kosten und Preisen. Die zwei Indikatoren der monetären Entwicklung verzeichnen eine hohen Zunahme: die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 14. Juni um 31,45%, und das Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in der gleichen Periode um 32,18%. Das lässt sich einige Zeit ungestraft machen, aber nicht ewig. Die Regierung sollte sich schon jetzt bemühen, dass der Expansionrhythmus abnimmt. Doch gerade das ist eben nicht der Fall: der Staat wirtschaftet weiter aus dem Vollen und beansprucht die ZB immer mehr zur Deckung des Fehlbetrages, und dies endet in hoher Geldschöpfung.

			Als zweiter monetärer Expansionsfaktor wirkt auch das Bankensystem, wobei auch die ANseS Mittel für Kredite bereitstellt. Die gesamten Bankkredite (alle in Pesos) stiegen in 12 Monaten zum 14. Juni um 38,92%, also real um etwa 12%. Die gesamten Pesodepositen nahmen in der gleichen Periode um 32,55% zu, also um 6.37 Prozentpunkte weniger als die Kredite zu. Diese Differenz wirkt monetär expansiv und wird mit Geldschöpfung der ZB gedeckt. 

			Bei der Kreditpolitik hat die Regierung ausserdem eine qualitative Änderung vorgenommen, indem die Banken gezwungen werden, einen bestimmten Anteil ihrer Depositen zu weichen Bedingungen (Zinssatz von 15%, und mindestens drei Jahre Laufzeit) an kleine und mittlere Unternehmen zu leihen, grundsätzlich für Investitionsprojekte, aber jetzt auch zum Teil für Arbeitskapital. Letztes Jahr mussten schon 5% der privaten Depositen für diesen Zweck eingesetzt werden, und unlängst wurden weitere 5% hinzugefügt. Voraussichtlich kommen dann noch weitere Prozente hinzu. Dank der Reform der Finanzordnung vom letzten Jahr kann die Regierung über die ZB den Banken anordnen, an welche Gruppen und zu welchen Bedingungen sie Kredite erteilen müssen. 

			Die Beteiligung der kleinen und mittleren Unternehmen am gesamten Kredit der Banken betrug im 1. Quartal 2013 laut ZB 40%, während es im Vorjahr unter 30% waren und früher noch viel weniger. Dabei nehmen die genannten weichen Kredite stark zu, laut ZB um 192% im 1. Quartal 2013 im Vergleich zum gleichen Vorjahresquartal. Abgesehen davon, dass die Förderung kleiner Unternehmen auch zur Sozialpolitik gehört, erwartet die Regierung offensichtlich dabei einen höheren Konjunkturimpuls als bei Krediten an grössere Unternehmen, wobei kleine und mittlere auf alle Fälle mehr zur Beschäftigung beitragen. Die Regierung erwartet, dass diese Kreditpolitik einen Konjunkturimpuls schafft. Grosse Unternehmen haben ohnehin andere Finanzierungsmöglichkeiten: Auslandskredite, Ausgabe von Obligationen und Einbehaltung von Gewinnen. Der lokale Bankkredit ist für diese Unternehmen von geringer Bedeutung, weil er gesamthaft im Verhältnis zum BIP anormal niedrig ist. 

			In den letzten Jahren haben Grossunternehmen, angefangen mit dem Techint-Konzern (der seit 10 Jahren ein Programm für kleine und mittlere Unternehmen entwickelt, das Propyme heisst und dem 640 Firmen angeschlossen sind), ihren Zulieferanten und Kunden, meistens kleine und mittlere Unternehmen, beim Zugang zum Bankkredit geholfen, durch Bildung von Gesellschaften, die Kreditrisiken versichern (SGR, Sociedad de Garantía Recíproca), bei denen sie als Hauptpartner beteiligt sind und somit für die Unternehmen, die versichert werden, mithaften. Das erleichtert dann den Zugang zu einer Bank, der sonst faktisch gesperrt ist. Beiläufig wird hier die Finanzierung von den Grossunternehmen auf kleinere verlagert. 

			Die Zunahme der Geldmenge kann zu einer höheren Nachfrage führen, die mit einem ebenfalls gestiegenen Angebot befriedigt wird. Wenn dies eintritt, dann nimmt das Bruttoinlandsprodukt zu. Doch diese monetäre Expansion wirkt auch auf die Preise. Um diese Wirkung einzuschränken, müssen Löhne und Gehälter und auch der Wechselkurs (der den Pesopreis für Rohstoffe und Halbfabrikate bestimmt) viel weniger zunehmen als die monetäre Expansion. In diesem Sinn ist es als Erfolg zu buchen, dass die Regierung erreicht hat, dass die Lohnerhöhungen dieses Jahr um die 25% liegen. Die Richtlinien von zuerst 20% und danach 24% wurde zwar in vielen Fällen überschritten, aber es waren eher Ausnahmen, und ausserdem erfolgten die Zunahmen meistens in Stufen, womit die Wirkung gestreckt wird. Aber es wurde vermieden, dass die Zulagen über 30% liegen, wie es die Gewerkschaften anvisierten, nachdem sie 2012 schon in einigen Fällen einen Durchbruch erreicht hatten, ganz besonders bei der Zuckerindustrie und den Gerbereien mit 45%. Ebenfalls bleibt der Abwertungsrhythmus hinter der Zunahme der Geldmenge zurück, auch wenn er in diesem Jahr zugenommen hat und jetzt einen Jahresrhythmus von 23% erreicht hat. Der Kursrückstand, der in den letzten Jahren entstanden ist, wird auf alle Fälle nicht aufgeholt. 

			 Die Preispolitik der Regierung, die auch den Sinn hat, dass der Geldüberhang sich nicht direkt auf die Preise auswirkt, ist unbedeutend. In den meisten Fällen sorgt die Konkurrenz dafür, dass die Preise nicht davonspringen. Kostenerhöhungen werden abgewälzt, wie es nicht anders sein kann, doch darüber hinaus müssen die Marktbedingungen beachtet werden, wobei es kein Unternehmer riskiert, wegen übertriebener Preiserhöhungen Marktanteile oder Kunden zu verlieren.

			Kein Brasilien-Effekt

			Vom Wachstum der brasilianischen Wirtschaft wurde für dieses Jahr ebenfalls ein Impuls für Argentinien erwartet. Doch Brasilien weist Stagnationssymptome auf (das BIP nahm 2012 um 0,9% und im 1. Quartal 2013 nur um 0,6% zu), und hat jetzt ebenfalls schwierige soziale Probleme. Der Handel mit Argentinien hat abgenommen, zum Teil wegen der lokalen Importhindernisse, die Brasilien in ähnlicher Form beantwortet. Bei Kfz gab es jedoch eine Zunahme der Nachfrage in beiden Ländern, die sich auf den Austausch positiv ausgewirkt hat. Aber sonst hat Brasilien unmittelbar keine Lokomotivenwirkung auf Argentinien. Beim Handel zwischen Argentinien und Brasilien besteht noch ein grosser Spielraum, um in beiden Ländern Importe aus Drittländern, die mit Zöllen belastet werden, durch zollfreie Lieferungen des Mercosur-Partners zu ersetzen. Daran wird jedoch nicht gearbeitet, obwohl dies auch die Konjunktur antreiben würde. 

			Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno, der die Import- und Exportpolitik bestimmt, obwohl er dafür nicht zuständig ist, hat das Wesen des Mercosur nicht begriffen, und würde ihn wohl am liebsten abschaffen. Industrieministerin Debora Giorgi meint ohnehin, er müsse in eine Freihandelszone umgewandelt werden. In Brasilien bestehen schon Bestrebungen (die von bedeutenden Gruppen der Industrie und der Landwirtschaft stammen), um vom Konzept des gemeinsamen Marktes auf eine Freihandelszone überzugehen, womit dann bilaterale Abkommen mit Drittländern abgeschlossen werden können. Der Mercosur ist von beiden Seiten gefährdet. 

			Die Wirkung der Weisswaschung

			Die Regierung erhofft sich einen weiteren Konjunkturimpuls von der Weisswaschung. Wenn diese erfolgreich ist und u$s 10 Mrd. übersteigt, dann sollte es so kommen. Es wird allgemein angenommen, dass die Immobiliengeschäfte dadurch einen Impuls erhalten, weil diese Legalisierungsmöglichkeit für sehr viele Personen günstig ist. Doch andererseits gibt die Regierung widersprüchliche Signale, indem darauf hingewiesen wird, dass verhindert werden soll, dass die Weisswaschung den Normen über Geldwäsche nicht widerspricht, wobei die Banken verdächtige Fälle anzeigen müssen, und derjenige, den es betrifft, dann ein Problem hat. Auch sei daran erinnert, dass die Bank HSBC schon wegen fehlender Kontrolle in einem Fall von Geldwäsche mit einer hohen Busse bestraft wurde. Das ist ein Wink mit dem Zaunpfahl für die anderen Banken. Der Erfolg der Legalisierung von Dollarguthaben im Inland und Ausland hängt weitgehend davon ab, wie die Banken dabei vorgehen, und dies wiederum hängt davon ab, ob die Regierung sie anweist, die Möglichkeiten der Geldwäsche streng zu kontrollieren, oder ihnen leise mitgeteilt wird, dass sie dies nicht ernst nehmen sollen. Es müsste bestimmt werden, dass schon vorher eingetragene Steuerzahler bei Weisswaschung bis zu einem bestimmen Betrag (der im Verhältnis zu ihrem versteuerten Einkommen und ihrem Vermögen steht) vom Verdacht der strafbaren Geldwäsche ausgeschlossen werden. Das steht jedoch nicht zur Diskussion. Somit wird in Finanzkreisen angenommen, dass diese Vermögenslegalisierung einen beschränkten Erfolg haben wird.

			In einigen Fällen schafft auch der schwarze Dollarkurs einen Konjunkturimpuls, so besonders bei Automobilen. Diese werden entweder zum offiziellen Kurs mit einem Zollsatz von 35% (oder Null beim kompensierten Austausch mit Brasilien) importiert, oder sie enthalten importierte Teile, die zum offiziellen Kurs mit niedrigem oder gar keinem Zollsatz importiert werden. Zum schwarzen Kurs sind sie somit in Dollar viel billiger geworden, was die Nachfrage von Seiten von Inhabern von Dollarguthaben angespornt hat und zu hohen Umsätzen in den letzten Monaten geführt hat. Die Lage sollte auch bei Fersehgeräten, Computern u.a. dauerhaften Konsumgütern ähnlich sein, aber hier fand kein Nachfragesprung statt, sondern ein leichter Rückgang. Beim Tourismus ist es jetzt so, dass Argentinien für Auslandstouristen, die mit Kreditkarten zahlen (wie sie es gewohnt sind) sehr teuer ist, so dass sie weniger ausgeben. Doch wenn sie Bardollar haben und diese zum freien Kurs wechseln (was ihnen die Concierges der Hotels problemlos vermitteln), dann ist Argentinien billig, und dies spornt Ausgaben an. Die Frage ist somit, wie schnell dieser Übergang von Karten auf Dollarscheine erfolgt. Die offizielle Zahlungsbilanz wird dabei viel geringere Einnahmen verzeichnen. 

			Das Zahlungsbilanzproblem

			Die Gefahr, die verbleibt, besteht im Druck des Geldüberhanges auf die Zahlungsbilanz. Das kommt vornehmlich im schwarzen Wechselkurs zum Ausdruck, der zunehmend dazu führt, dass Deviseneinnahmen vom offiziellen auf den schwarzen Markt abgezweigt werden und somit das Problem verschärfen. Bei der offiziellen Zahlungsbilanz besteht ein Problem, einmal wegen des schwindenden Überschusses der Handelsbilanz, der in 5 Monaten 2013 um 34% unter dem Vorjahr liegt, was im Wesen auf eine Zunahme der Importe von verflüssigtem Gas, Benzin und Dieselöl zurückzuführen ist. Ausserdem ist das Defizit der Dienstleistungsbilanz stark gestiegen, im 1. Quartal 2013 um u$s 491 Mio. gegenüber dem Vorjahr. Die Regierung will jedoch aus dieser Sachlage einen Vorteil erzielen, indem sie die Politik der Substitution von Importen von industriellen Produkten, die in die lokale Produktion eingegliedert werden, durch lokale Produktion, stark antreibt. Das geschieht über direkte Importbeschränkungen, die keine legale Grundlage haben, ganz besonders nicht im Fall der Lieferungen der Mercosur-Partner. Die zahlreichen Investitionen, die zu diesem Zweck vollzogen werden (über die wir ständig in der Rubrik „Geschäftsnachrichten” berichten) haben eine positive, jedoch beschränkte Wirkung auf die Konjunktur, aber sie schaffen das Zahlungsbilanzproblem nicht aus der Welt. Oft bedeutet die Importsubstitution jedoch eine Verteuerung der Endprodukte, was wachstumshemmend wirkt.

			Auf die Dauer wirkt die Zahlungsbilanzkrise negativ auf die Konjunktur. Das zeigt eine wiederholte Erfahrung. Doch im Grunde ist dieses Problem gegenwärtig, im Gegensatz zur früheren externen Krisen, recht absurd: wenn Argentinien weiter Kredite der Weltbank erhielte, die die Amortisationen übersteigen, wie es normal wäre, auch weiche Kredite für die Finanzierung von Maschinenimporten erhielte (was eine Lösung des Konfliktes mit dem Pariser Klub voraussetzt), und auch mehr direkte Kapitalinvestitionen anziehen würde, bestünde kein Problem. Die Investitionsbereitschaft aus dem Ausland ist vorhanden, wie es die hohen Investitionen in anderen lateinamerikanischen Ländern zeigen. Die Welt ist finanziell flüssig, die Zinsen sind niedrig und die Inhaber der Mittel befinden sich auf der Suche nach Anlagemöglichkeiten.

			Würde die Regierung in diesem Sinn vorgehen, dann wäre das Problem eventuell umgekehrt, nämlich mit einem Zahlungsbilanzüberschuss, der aus monetären Gründen neutralisiert werden müsste. Ebenfalls würde eine aktive Exportpolitik, mit einer stärkeren Abwertung, Verringerung der Exportzölle und Abschaffung der Hindernisse für den Rindfleischexport, die gegenwärtig stark gehemmente Exporte (vornehmlich Industrieprodukte und regionale landwirtschaftliche Produkte, wie Obst, Oliven und Baumwolle) wieder in Gang setzen, was auch der Konjunktur gesamthaft Impulse geben würde.

			Störungesfaktoren

			Gegen die Konjunktur wirken allerlei Störungsfaktoren, die die Regierung schafft, besonders Engpässe bei der Versorgung mit importierten Rohstoffen und Zubehörteilen, ebenfalls bei der Gasversorgung, und dann auch Streiks u.a. direkte Störungen der Produktion. Gesamtwirtschaftlich wirkt besonders die hohe Staatsquote bremsend, da dabei der Privatwirtschaft Mittel entzogen werden, die der Staat dann weitgehend vergeudet. Schliesslich wirkt auch die schlechte Stimmung, besonders bei Unternehmern, negativ. Die Regierung gibt in diesem Sinn ständig die falschen Signale, wie bei der Justizreform, dem Grossangriff auf den Clarín-Konzern und die Zeitungspapierfabrik Papel Prensa, die ständige Bedrohung privatisierter Unternehmen, von denen viele in die Zahlungsunfähigkeit getrieben wurden, und der fehlende Wille, Konflikte zu lösen, die private Unternehmen betreffen. 

			Das unmittelbar erwartete Urteil der Berufungskammer von New York im Fall der Klage von Geierfonds, das negativ für Argentinien ausfallen würde, wird eine grosse Breitenwirkung haben, die Stimmung noch mehr verschlechtern und sich besonders negativ auf private Investitionen auswirken. Die Regierung hat es auch hier versäumt, eine Kompromisslösung zu suchen, die in der Bezahlung eines Aufpreises an die Holdouts besteht, aber nicht in der Zahlung des vollen Nennwertes der Bonds, wie es das Urteil voraussichtlich bestimmen wird. Der Umstand, dass der Defaultzustand nicht ganz überwunden ist (nach 13 Jahren seit der Defaulterklärung!), wirft einen dunklen Schatten auf Argentinien und wirkt störend, mit viel höheren Kosten als sie bei einer Kompromisslösung entstehen. Nicht nur, weil dann schiesslich 100% des Bondsnennwertes gezahlt werden muss, sondern weil dies allgemein höhere Zinsen für Argentinien mit sich bringt und Finanzierungen verhindert, auch für Privatunternehmen, die im Lande tätig sind.

			Die Aussichten

			Private Wirtschafter erwarten für dieses Jahr eine BIP-Zunahme von 2% bis 3%, wobei einige sogar auf 4% hinaufgehen, was gewiss als zu optimistisch eingestuft werden kann. Das Statistische Amt (INDEC) hat in der Vorwoche eine interanuelle BIP-Zunahme von 3% im 1. Quartal 2013 bekanntgegeben. Das dürfte jedoch nicht stimmen. Bei Sachgütern (Landwirtschaft, Bergbau und Industrie) verzeichnet die Statistik eine Abnahme von 0,9%, während bei immateriellen Gütern, (die über 60% des BIP ausmachen. und haupsächlich aus Dienstleistungen und Staatsausgaben bestehen), eine Zunahme von 5,4% ausgewiesen wird. Die statistische Berechnung liegt in diesem Bereich auf schwachen Füssen, wobei Manipulationen, vor denen diese Regierung sich gewiss nicht scheut, relativ einfach und schwer nachzuweisen sind. Der finanzielle Sektor soll um 22% zugenommen haben (was sich vornehmlich auf die Wertschöpfung der Banken bezieht), was schwer zu erklären ist. Ebenfalls weist das INDEC eine Zunahme der Staatsausgaben aus. Die reine Staatsverwaltung stieg um 2,8%, Erziehung, Gesundheitsbetreuung und soziale Dienste um 3,2%. Hier wirken jedoch auch private Betreiber mit. Es sei bemerkt, dass der öffentliche Bereich direkt zum BIP addiert wird, ungeachtet, ob die Aufwendungen sinnvoll sind oder nicht. Bei einem Staat, der so viel vergeudetet wie dieser, muss dies jedoch mit Vorsicht genossen werden. Auch wenn der vergrösserte Staat statistisch zum BIP-Wachstum beiträgt, schmälert er den effektiven Wohlstand der Gesellschaft und das Wachstum des privaten BIP. Gemäss der offiziellen Statistik, lag der öffentliche Konsum im 1. Quartal 2013 um 6,4% über dem Vorjahr und der private um 6,2% höher, was dank einer Zunahme der Importe um 6,2% möglich war. Dieser stark erhöhte private Konsum stimmt nicht mit der Umsatzentwicklung des Einzelhandels überein, und dürfte übertrieben sein. Allgemein müsste die Konjunkturentwicklung bei einer BIP-Zunahme von 3% günstiger empfunden werden, wobei dann auch die Arbeitslosigkeit abnehmen müsste, was jedoch nicht der Fall ist. 

			Dass dieses Jahr keine Rezession eingetreten ist, und per Saldo sogar noch ein bestimmtes Wachstum übrig bleibt, soll nicht über die Tatsache täuschen, dass die argentinische Wirtschaft vor schwierigen Problemen steht, deren Überwindung besonders für diese Regierung kaum möglich ist, eben weil sie die Lösungen aus ideologischen Gründen von vorne herein ausschliesst. Argentinien steht vor einer Periode mehrerer Jahre mit niedrigem Wachstum, bei ständiger Gefahr einer Rezession und sogar einer tiefen Krise, wie die von 2001/02 oder schlimmer. 
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Sergio Massa tritt an

Kandidaten fiir die Vorwahlen nominiert

Buenos Aires (AT/me) -

Nun herrscht Klarheit, Nach
‘Wochen der Spekulationen
lief am vorigen Sonnabend
die Frist fur die Wahlbind-
nisse ab, ihre Kandidaten
fir die Vorwahlen am 11
August (Sonntag) zu pri-
sentieren. Mit besonderer
Spannung erwartet wurden
vorallem die Entscheidungen
i die Provinz Buenos Aires,
wo knapp 40 Prozent alles
Stimmberechtigten leben.

Eine der grofien, bis zuletzt
offenen Fragen war, wie der
populire Birgermeister von
Tigre, Sergio Massa, agieren
werde. Kurz vor Fristende
gab der einstige Kabinetis-
chef von Prasidentin Cristina Fernindez e Kirchner,
bekannt, dass er mit einer eigenen Liste, der ,Erneue-
rungsfront” (Frente Renovador), bei den Wahlen zum
Abgeordnetenhausantreten werde (siche auch Meiniung).
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Bergmann vs. Cabandieé ..
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Massaals Kandidat.
Unndtige Hatz.
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7[Lesen]

Sergio Massa bt sinen Hutn den Ring geworten.

Der 42-jihrige Massa
gilt als Politiker mit gro-
Ben Ambitionen. Politische
Beobachter werten seine
akuwelle Kandidatur als ei-
nen Schrit fir eine eigene
Prisidentschaftskandida-
zwei Jahren. Zuveiter
Mann auf der Massa-Liste
st Dario Giustozzi,der Bar-
germeister von Almirante
Brown.

Massa, Mitglied der re-
glerenden Gerechtigkeits-
partei (P), giltals gemifig-
ter Politiker. Er hat einer-
seits den totalen Bruch mit
der Kirchner-Regierung
vermieden. Andererseits
hat er aber auch deutlich
gemacht, dass er eine Verfassungsinderung mit dem
Ziel, Prisidentin Cristina Fernéndez de Kirchner die
Maglichkeit einer erneuten Wiederwahl zu gewihren,
ablehnt.
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